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Verordnung
über die Rohholzerzeugung außerhalb des Waldes.

Vom 21. Mai 1965

Zur Steigerung der Rohholzproduktion in der Forst­
wirtschaft und der nachhaltigen und qualitätsgerechten 
Versorgung der Volkswirtschaft mit Rohholz wird fol­
gendes verordnet:

§ 1

(1) Zur Steigerung der Rohholzerzeugung außerhalb 
des Waldes und zur Schaffung von Erholungslandschaf­
ten sind alle Produktionsmöglichkeiten, soweit nicht an­
dere wirtschaftliche Interessen entgegenstehen, durch 
geeigneten Flurholzanbau voll zu nutzen.

(2) Die Nutzungsberechtigten von Flächen, die außer­
halb des Waldes liegen und für die Rohholzerzeugung 
geeignet sind, haben diese mit Nutzholzarten zu be­
pflanzen, sofern auf ihnen keine landwirtschaftliche 
oder gartenbauliche Nutzung sowie Obstanbau gemäß 
Beschluß des Ministerrates vom 31. Januar 1963 über 
Maßnahmen zur Steigerung der Obstproduktion - Aus­
zug — (GBl. II S. 111) in Betracht kommen und keine 
wasserwirtschaftlichen Belange entgegenstehen.

(3) Die Verpflichtungen gemäß Abs. 2 obliegen auch 
den Räten der Städte und Gemeinden, sofern diese 
Rechtsträger oder sonstige Nutzungsberechtigte von für 
die Rohholzerzeugung geeigneten Flächen sind.

§ 2

Die Projektierung des Anbaues von Nutzholzarten 
hat auf der Grundlage eines standortskundlichen Gut­
achtens über die Bepflanzungsmöglichkeiten zu erfol­
gen. Die Staatlichen Forstwirtschaftsbetriebe haben 
diese Gutachten jeweils bis zum 30. Juni des Vorjah­
res fertigzustellen.

§3

Die Räte der Kreise haben jährlich im III. Quartal 
das Programm für den Pappel- und Flurholzanbau so­
wie die Rohholzbereitstellung von nicht forstlich ge­
nutzten Flächen für das folgende Jahr zu bestätigen. 
Auf dieser Grundlage hat die Bestätigung der Pro­
gramme für den Bezirk durch die Räte der Bezirke zu 
erfolgen. Die Unterlagen und Vorschläge hierzu sind 
für die Räte der Kreise von den zuständigen Staatlichen 
Forstwirtschaftsbetrieben und für die Räte der Bezirke 
von der zuständigen WB Forstwirtschaft in Zusammen­
arbeit mit Vertretern der Städte und Gemeinden, sozia­
listischer Landwirtschaftsbetriebe, der Staatlichen 
Straßenunterhaltungsbetriebe und der zuständigen 
Oberflußmeisterei. der Bahnmeisterei der Deutschen 
Reichsbahn, der Wasserstraßenämter, des VEB Melio­
rationsbau. der Abteilung Städtebau und Projektierung 
des Bezirksbauamtes und dem zuständigen Natur­
schutzbeauftragten auszuarbeiten.

§ 4

Für den Zeitraum 1967 bis 1930 sind von den Staat­
lichen Forstwirtschaftsbetrieben bis 31. Dezember 1966 
gemeinsam mit den im § 3 genannten staatlichen Or­
ganen genaue Unterlagen für die Rohholzerzeugung 
außerhalb des Waldes zu erarbeiten.

§ 5

(1) Die Produktion von Steckhölzern für den Anbau 
von Pappeln und Baumweiden außerhalb und inner­
halb des Waldes ist im Zentralen Pappelgarten des 
Instituts für Forstpflanzenzüchtung der Deutschen 
Akademie der Landwirtschaftswissenschaften in 
Graupa und in den von diesem Institut kontrollierten 
Muttergärten vorzunehmen.

(2) Die für den Anbau von Pappeln und Baum­
weiden benötigten Pflanzen sind durch die Staatlichen 
Forstwirtschaftsbetriebe zu planen, anzuziehen und 
den Nutzungsberechtigten der zu bepflanzenden Flächen 
zur Verfügung zu stellen. Sozialistische Landwirt­
schaftsbetriebe, örtliche Räte, gesellschaftliche Massen­
organisationen und Bürger erhalten die Pflanzen 
kostenlos.

§ 6

Auf Grund des gemäß § 2 anzufertigenden Gut­
achtens ist die Projektierung des Nutzholzanbaues 
außerhalb des Waldes vorzunehmen. Die Projektierung 
muß sich auf die Angabe der anzubauenden Baum­
arten bzw. Sorten, Pflanzabstände, ein- oder zwei­
seitige Bepflanzung von Gräben. Wegen und Straßen 
und auf die einzuselzende Technik beziehen.

§ 7

(1) Der Anbau von Nutzholzarten außerhalb des 
Waldes erfolgt auf der Grundlage von Anbauverträ­
gen, die zwischen dem Staatlichen Forstwirtschafts­
betrieb und dem jeweiligen Nutzungsberechtigten ab­
zuschließen sind. Pflanzung und Pflege sind nach den 
gültigen Fachbereichstandards entweder durch die 
Staatlichen Forstwirtschaftsbetriebe bzw. anderen In­
stitutionen (z. B. VEB Meliorationsbau) auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten oder durch die Nutzungsberech­
tigten selbst auszuführen.

(2) Für Pflanzung, Düngung und Pflege werden den 
im § 5 Abs. 2 Genannten je gepflanzte Pappel oder 
Baumweide 0,90 MDN im Herbst des Pflanzjahres 
durch den zuständigen Staatlichen Forstwirtschafts­
betrieb gezahlt, wenn sie die erforderlichen Arbeiten 
selbst und ordnungsgemäß durchgeführt haben.

§ 8

(1) Alle Pflanzungen mit Nutzholzarten in der offe­
nen Landschaft, an Straßen sowie innerhalb der 
Gemeinden und Städte sind bis zum 31. März 1966 zu 
inventarisieren. Die Staatlichen Forstwirtschafts­
betriebe haben zu sichern, daß diese Pflanzungen im 
hiebreifen Alter planmäßig genutzt werden und 
sämtliches Nutzholz zweckentsprechend verwertet 
wird.

(2) Die Inventarisierung der Nutzholzarten ist an 
den Straßen von den Staatlichen Straßenunterhal­
tungsbetrieben und den volkseigenen Straßenobstbau­
betrieben, in den Städten und Gemeinden, soweit sich 
die Anpflanzungen nicht an Straßen befinden, von den 
Räten der Städte und Gemeinden unter ehrenamtlicher 
Mitarbeit der Bevölkerung und für alle anderen An­
pflanzungen außerhalb des Waldes durch die Staat­
lichen Forstwirtschaftsbetriebe durchzuführen.


